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Wir können nicht mehr warten! 
Betreuungsvereine benötigen eine umgehende Anpassung der Vergütung 

 

Das BMVJ führt derzeit eine umfassende rechtstatsächliche Untersuchung zum 
Thema „Qualität in der rechtlichen Betreuung“ durch, die sich in drei Themenblöcken 
mit der Qualität der beruflichen und der ehrenamtlichen Betreuung, aber auch mit 
dem Vergütungssystem befasst. 

Die Vorbereitung dieses Vorhabens erfolgt auch unter Beteiligung der Verbände im 
Betreuungswesen und wird von uns ausdrücklich begrüßt. Wir fordern bekanntlich 
schon lange eine aussagekräftige Begleitforschung für den Bereich des Betreuungs-
rechts. 

Der Abschluss dieser umfassend angelegten Untersuchung ist für August 2017 ge-
plant. Wir rechnen mit Ergebnissen, die wichtige Anstöße für eine grundlegende Re-
form des Vergütungssystems geben, das nach unserer Auffassung dringend überar-
beitet werden muss. An dieser Diskussion werden wir uns engagiert beteiligen. 

Allerdings werden die Betreuungsvereine nicht mehr auf das Vorliegen der Ergebnis-
se einer Evaluation warten können, denn: 

• Die Vergütungssätze sind seit 2005 nicht angehoben worden bei einer gleich-
zeitigen allgemeinen Preissteigerung von rund 18 % (berechnet an der Inflati-
onsrate 2005 – 2015). 

• Diese Steigerung umfasst erforderliche Gehaltssteigerungen in allen Tarifsys-
temen, die Mitarbeitende von Betreuungsvereinen betreffen. 

• Durch Mehrarbeit (d. h. die Übernahme weiterer Betreuungen) ist in der Ver-
gangenheit versucht worden, Kostensteigerungen im Personal- und Sachbe-
reich auszugleichen. 

• Diese Steigerungen können von den Betreuungsvereinen nun nicht mehr auf-
gefangen werden, was bereits zu immer mehr Schließungen von Betreuungs-
vereinen geführt hat und in naher Zukunft weiter führen wird. 

Betreuungsvereine sind dazu verpflichtet, die in § 1908f BGB vorgesehenen Bedin-
gungen dauerhaft umzusetzen. Sie engagieren sich deshalb im Bereich der soge-
nannten Querschnittsarbeit und führen mit ihren beruflichen Mitarbeitenden Betreu-
ungen, die eine besondere fachliche Qualifikation erfordern. Das Führen von Betreu-
ungen ist auch erforderlich, um das Praxiswissen ständig aktuell zu halten, das für 
die Beratung ehrenamtlicher Betreuer/innen unerlässlich ist. 
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Da es eine kostendeckende Finanzierung von Querschnittsarbeit in keinem Bundes-
land gibt, sind Betreuungsvereine wirtschaftlich darauf angewiesen, vermehrt Be-
treuungen zu führen, um sich zu finanzieren. Um die Existenz der Betreuungsvereine 
zu sichern, sind Sofortmaßnahmen unerlässlich. 

Deshalb fordern wir: 

Anhebung der Stundensätze um mindestens 18 % als Ausgleich der Preisstei-
gerungen seit 2005, d.h. von aktuell € 44,- in der höchsten Stufe auf € 52,- 

Betreuungsvereine sind ein unerlässliches Strukturelement im Betreuungswesen, 
das erhalten werden muss. Sie ermöglichen und unterstützen bürgerschaftliches En-
gagement, stärken Familiensysteme, sichern eine gute Qualität in der Betreuungs-
führung und fördern ein gesellschaftliches Klima, in dem sich Menschen für andere 
engagieren. 

Die Politik sollte das gelungene Reformwerk des Betreuungsrechts kontinuierlich wei-
terführen und zukunftssicher gestalten. Für das Überleben der Betreuungsvereine ist 
es höchste Zeit, notwendige Schritte für eine kostendeckende Finanzierung auf den 
Weg zu bringen. Denn ohne die Arbeit der Betreuungsvereine sind sowohl der Be-
reich der Ehrenamtlichkeit in der rechtlichen Betreuung als auch die qualitativ hoch-
wertige gesetzliche Betreuung durch Vereinsbetreuer akut gefährdet. 

 

Berlin/ Reutlingen, März 2016 
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